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Pressemitteilung 

WGK informierte über Aspekte des Windkraftausbaus im Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Über 100 Interessierte waren am Freitag, 5.10.2018 der Einladung der WGK-Fraktion im Kreistag des 

Kreises Rendsburg-Eckernförde zur Informationsveranstaltung „Windkraft – und nun?“ nach 

Kleinvollstedt gefolgt. 

Eingeladen hatte die WGK-Fraktion vor allem auf Anregung vieler regionaler Bürgerinitiativen, 

welche die mangelhafte Information zum Stand der Regionalplanung nach Veröffentlichung des 

zweiten Entwurfes der potentiellen Vorranggebiete beklagt hatten. 

„Wir sehen unsere Aufgabe in der proaktiven Information der Menschen im Kreis, dafür fühlen wir 

uns zuständig“, sagt der erste Vorsitzende der WGK, Dr. Andreas Höpken. 

Nach einem Impulsvortrag von Dipl. Ing. Rupert Rompel zu den Alternativen, die die Landesregierung 

zum Erreichen der eigenen energiepolitischen Ziele erwägen könnte, um den Flächenverbrauch für 

Windkraftanlagen zu minimieren, fasste Dr. Susanne Kirchhof, Fraktionsvorsitzende der WGK und 

gleichzeitig Vorsitzende des Landesverbands Für Mensch und Natur – Gegenwind Schleswig-Holstein 

die verfahrensrechtlichen Hintergründe und den aktuellen Stand der Regionalplanung 

zusammen.Zuletzt trug Dipl. Geograf Holger Diedrich Einzelheiten zu der neuen 

Schallausbreitungsrechnung für WKA und die damit einhergehenden Folgen für die Anwohner vor. Er 

zeigte weiterhin, wie die Entwicklung von einzelnen Gemeinden durch den Betrieb von Windparks in 

direkter Nachbarschaft zukünftig ausgebremst wird. 

Die anschließende lebhafte Diskussion um die Defizite der derzeitigen Energiewendepolitik des 

Landes drehte sich vielfach um die teuer bezahlten Netzeingriffe, die nicht vorhandenen Leitungen in 

den Süden sowie die ebenfalls nicht vorhandenen Speicherungsmöglichkeiten für den mit Windkraft 

erzeugten, volatil anfallenden Strom. 

Die Frage nach dem Hintergrund für die von der Landesregierung als notwendig erachteten 2 % der 

Landesfläche für Windkraftanlagen bei gleichzeitigem intransparenten Vorgehen bei dem 

Immissionsschutz, ließ deutlichen Zweifel am Sinn des Unterfangens aufkommen, direkt in bewohnte 

Gebiete Großindustrietürme  bis zu über 200 m Höhe zu errichten.  

Einigkeit herrschte abschließend darin, die Diskussion um den Zubau von Windkraftanlagen in 

Zukunft noch stärker zu hinterfragen.  

 


